Deutscher Bundestag 
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1949 


Drudtsadie Nr. SS4 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Februar 1950 

BK 174/50 (H) 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Erstreckung und zur Verlängerung der 
Geltungsdauer des Wirtschaftsstrafgesetzes 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Deutsche Bundesrat hat zu der Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner Sitzung am 10. Februar 1950 Stellung 
genommen. Abschrift des Schreibens des Herrn Präsidenten des 
Deutschen Bundesrates vom 10. Februar 1950 ist als Anlage 2 bei- 
gefügt. 


Dr. Adenauer 


Tarwnn; 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Erstreckung und zur Verlängerung 
der Geltungsdauer des Wirtsdiaftsstrafgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Geltungsdauer des Gesetzes der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes zur Vereinfachung des Wirtschafts- 
strafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz) vom 26. Juli 1949 (WiGBl. 
S. 193) — erstreckt durch Verordnung der Bundesregierung vom 

1950 (Bundesgesetzblatt S. • • • •) auf die Länder 

Baden und Württemberg-Hohenzollern sowie auf den bayerischen 
Kreis Lindau — wird bis zum 31. März 1951 verlängert. 

(2) Das Wirtschaftsstrafgesetz wird in dem Lande Rheinland- 
Pfalz in Kraft gesetzt. 


§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1950 in Kraft. 

Begründung 

Das Wirtschaftsstrafgesetz vom 26. Juli 1949 hat die früheren 
uneinheitlichen und in vielen Gesetzen zersplitterten Strafvor- 
schriften auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts unter Ausmerzung 
aller mit rechtsstaatlichem Denken nicht zu vereinbarenden Be- 
stimmungen systematisch vereinheitlicht, eine scharfe begriffliche 
Scheidung zwischen kriminellen Wirtschaftsstraftaten und Ord- 
nungswidrigkeiten getroffen und ein eingehend geregeltes Buß- 
geldverfahren für die Verfolgung der Ordnungswidrigkeiten mit 
ausreichenden Rechtsschutzbestimmungen für den Betroffenen 
eingeführt. 

Als systematisches Gesetzgebungswerk war das Wirtschaftsstraf- 
gesetz nicht für eine kurzfristige Geltungsdauer bestimmt. Seine 
auf der materiellrechtlichen Unterscheidung zwischen Wirtschafts- 
straftaten und Ordnungswidrigkeiten (§ 6) aufbauende eingehende 
Regelung des Verfahrensrechts, welche die Verfolgung von Wirt- 
schaftsstraftaten den Gerichten und die Ahndung von Ordnungs- 
widrigkeiten unter Gevrährleistung der richterlichen Nachprüfung 
den Verwaltungsbehörden zuweist, entspricht im Gegensatz zu 
dem bisherigen Wirtschaftsstrafrecht dem Grundsatz des Ar- 
tikel 92 des Grundgesetzes, das die rechtsprechende Gewalt den 
Gerichten anvertraut. Das Wirtschaftsstrafgesetz ist wirtschafts- 
politisch neutral und stellt keine Kodifikation des Strafrechts der 
Zwangsbewirtschaftung, wie z. B. die Wirtschaftstrafrechtsverord- 
nung in der sowjetischen Zone, dar. Der Einbringung des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes lag die Absicht zugrunde, eine rechtstaatlichen 
Grundsätzen entsprechende einheitliche und systematische Rege- 
lung für die Ahndung von VertÖßen gegen wirtschaftsrechtliche 
Vorschriften zu schaffen, deren Geltung nach Möglichkeit auf alle 
Gebiete des Wirtschaftsrechts ausgedehnt werden sollte. In diesem 
Sinne enthält das Gesetz grundlegende Bestimmungen für das 
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gesamte Gebiet des Wirtschaftsstrafrechts und Neuregelungen von 
grundsätzlicher rechtspolilischer Bedeutung, wie z. B. die Be- 
stimmung des § 31, die jedem unverschuldeten Irrtum über das 
Bestehen oder die Anwendbarkeit einer Rechtsvorschrift schuld- 
ausschließende Wirkung zuerkennt und damit für das Gebiet des 
Wirtschaftsstrafrechts mit der bisherigen grundsätzlichen Unter- 
scheidung des Reichsgerichts zwischen dem Irrtum über straf- 
rechtliche und außerstrafrechtliche Normen bricht. 

Wenn der Wirtschaftsrat am 24. Mai 1949 das Wirtschaftsstraf- 
gesetz nur mit einer befristeten Geltungsdauer beschlossen hat, 
so geschah dies mit der Begründung, daß die Wirtschaft sich' in 
einem Übergangszustand befinde und daß daher insbesondere die 
materiellen Strafbestimmungen des Gesetzes in der festgesetzten 
Frist einer Überprüfung und Revision unterzogen werden müß- 
ten. Dem Bundesparlament sollte es Vorbehalten bleiben, je nach 
der Entv/icklung der wirtschaftlichen Lage entweder eine Ver- 
längerung des Gesetzes zu beschließen, oder aber eine Abände- 
rung oder Neufassung vorzunehmen (vgl. Wörtlicher Bericht über 
die 37. Vollversammlung des Wirtschaftsrats am 23., 24. und 

25. Mai 1949, S. 1685/1686). 

Inzwischen hat sich gezeigt, daß jedenfalls auf gewissen Rest- 
gebieten noch für einige Zeit Bewirtschaftungs- und Preisrege- 
lungsvorschriften erforderlich sein werden. Für den strafrecht- 
lichen Schutz dieser Vorschriften kann die Weitergeltung des 
Wirtschaftsstrafgesetzes noch nicht entbehrt werden. Die Ver- 
längerung des Wirtschaftsstrafgesetzes in seiner jetzigen Fassung 
bedeutet aber keine Aufrechterhaltung der bestehenden Bewirt- 
schaftungs- und Pr eisregelungs Vorschriften. Nur die Strafbestim- 
mungen des Wirtschaftsstrafgesetzes in § 1 (Gefährdung der Be- 
darfsdeckung), in § 15 (Kompensationsverbot) sowie in §§ 19 und 
20 (Verbot der Preistreiberei) enthalten selbständige vor dem 
Bestehen von Bewirtschaftungs- und Preisregeiungsvorschriften 
unabhängige Straftatbestände. Dagegen setzen alle anderen ma- 
teriellen Strafbestimmungen des Wirtschaftsstrafgesetzes das Be- 
stehen von Bewirtschaftungs- und Preisregelungsvorschriften vor- 
aus, deren Übertretung unter Strafe gestellt wird. Diese Straf- 
bestimmungen des Wirtschaftsstrafgesetzes werden daher auto- 
matisch gegenstandslos, wenn die entsprechenden Bewirtschaf- 
tungs- und Preisregelungsvorschriften aufgehoben werden. 

Andererseits ist aber die Verlängerung des Wirtschaftsstrafge- 
setzes auch deswegen erforderlich, weil inzwischen sein Geltungs- 
bereich durch verschiedene gesetzliche Vorschriften auf 'weitere 
Gebiete des Wirtschaftsrechts ausgedehnt worden ist. Solche ge- 
setzliche Vorschriften sind § 10 des Gesetzes über den Kapital- 
verkehr vom 2. September 1949 (WiGBl. S. 305), § 11 des Energie- 
notgesetzes vom 10. Juni 1949 (WiGBl. S. 87) und § 10 des Ge- 
setzes über die Festsetzung und Verrechnung von Ausgleichs- 
und Unterschiedsbeträgen für Einfuhrgüter der Land- und Ernäh- 
rungswirtschaft vom 22. August 1949 (WiGBl. S. 291); dabei ver- 
weisen das Kapitalverkehrsgesetz und das Energienotgesetz auf 
Bestimmungen des Bewirtschaftungsnotgesetzes, die ihrerseits 
nach § 104 des Wirtschaftsstrafgesetzes durcli dessen entsprechende 
Vorschriften ersetzt sind. Ferner ist in Aussicht genommen, das 
Wirtschaftsstrafgesetz durch Ergänzungsbestimmungen zum Ge- 
setz Nr. 53 (Neufassung) der Militärregierung über Devisenbe- 
wirtschaftung und Kontrolle des Güterverkehrs (Bundes-Anzeiger 
Nr. 2 vom 27. September 1949 S. 2) auch für die Ahndung von 
Verstößen gegen dieses Gesetz, insbesondere hinsichtlich der Fest- 
setzung von Geldbußen und der Einziehung von Vermögenswer- 
ten für anwendbar zu erklären. Wenn das Wirtschaftsstraf- 
gesetz nicht verlängert wird, bleibt im Rahmen der genannten 
Gesetze sowie auch bei künftigen wirtschaftsrechtlichen Gesetzen 
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nur die Möglichkeit einer straf gerichtlichen Verfolgung, die im 
Verhältnis zum Unrechtsgehalt der ZuAviderhandlung in allen 
Fällen unangemessen erscheint, in denen das Wirtschaftsstraf- 
gesetz die Ahndung im Bußgeldverfahren vorsieht. 

Es erscheint daher notwendig, die Geltungsdauer des Wirtschafts- 
strafgesetzes in seiner jetzigen Fassung um ein Jahr zu verlängern. 
Bis zum 31. März 1951 wird dann je nach der Entwicklung der 
Wirtschaftslage darüber zu entscheiden sein, ob eine Revision des 
Gesetzes durchgeführt werden muß und weldie Bestimmungen zu 
ändern oder zu streichen sind. 

Die Landesregierungen von Baden und Württemberg-Hohenzoiiern 
sowie der Kreispräsident von Lindau haben der Erstreckung des 
Wirtschaftsstrafgesetzes auf die Länder Baden und Württemberg- 
Hohenzollern sowie auf den bayerischen Kreis Lindau zuge- 
stimmt. Der Entwurf einer Verordnung gemäß Artikel 127 des 
Grundgesetzes, der die Erstreckung des Gesetzes auf die Länder 
Baden und Württemberg-Hohenzoiiern sowie auf den bayerischen 
Kreis Lindau vorsieht, ist der Bundesregierung vorgelegt .worden. 
Die Landesregierung von Rheinland-Pfalz hat ihre Zustimmung 
mit Rücksicht auf das Landesgesetz zur Vereinfachung des Wirt- 
schaftsstrafrechts vom 3. September 1949 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz, Teil I, S. 399) 
nicht erteilt. Dieses Landesgesetz tritt am 31. März 1950 außer 
Kraft. Der Entwurf sieht daher vor, daß das Wirtschaftsstraf- 
gesetz zugleich mit der Verlängerung am 1. April 1950 in dem 
Lande Rheinland-Pfalz eingeführt wird. 
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Anlage 2 


Der Präsident 
des Deutschen Bundesrates 


Bonn, den lo. Februar 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 
Bonn 


Unter Bezugnahme auf das Schreiben — BK 174/50 — vom 
23. Januar 1950 beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat 
in seiner Sitzung am 10. Februar 1950 beschlossen hat, gegen den 
ihm gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zugeleiteten 

Entwurf eines Gesetzes zur Erstreckung und Verlängerung 
der Geltungsdauer des Wirtschaftsstrafgesetzes 

Einwendungen nicht zu erheben. 

Der Bundesrat geht dabei von der Erwägung aus, daß eine Ver- 
längerung dieses Gesetzes aus rechtsstaatlidien Gründen erforderlich 
ist. Er erwartet, daß — in Übereinstimmung mit der Gesetzesbegrün- 
dung — während der Zeit, um die das Gesetz verlängert wird, 
unter Berücksichtigung der veränderten wirtschaftlichen Verhältnisse 
und der inzwischen gesammelten Erfahrungen die weitere Not- 
wendigkeit seiner Strafbestimmungen und deren etwaige Revision 
geprüft werden. 


Arnold 



